
Bedingungen für die Ausführung von Arbeiten an Kraftfahrzeugen, Anhängern, Aggregaten und deren Teilen und für Kostenvoranschläge 
1. Auftragserteilung 
1. Im Auftragsschein oder in einem Bestä1igungsschreiben sind die zu erbringenden Leistungen ru bezeichnen und der v01aussidltliche oder 
verbindliche Fertigstellungstermin anzugeben. 
2. Der Auftraggeber erhält eine Durchschrift des Auf\ragscheins. 
3. Der Auftrag ermächtigt den Auftragnehmer, Unteraufträge zu erteilen und Probefahrten sowie Überführungsfahrten durchzuführen. 
II. Preisangaben im Auflragsschein; Kostenvoranschlag 
1. Auf Verlangen des Auftraggebers vermerkt der Auftragnehmer im Auftragsschein auch die Preise, die bei der Durchführung des Auftrags vor­
aussichtlich zum Ansatz kommen. 
Preisangaben im Auftragsschein können auch durch Verweisung auf die in Frage kommenden Positionen der beim Auftragnehmer ausliegenden 
Preis- und Arbeitswertkataloge erfolgen. 
2. Wünscht der Auftraggeber eine verbindliche Preisangabe, so bedarf es eines schriftlichen Kostenvoranschlages: in diesem sind die Arbeiten 
und Ersatzteile jeweils im einzelnen aufzuführen und mil dem jeweiligen Preis zu versehen. Der Auftragnehmer ist an diesen Kostenvoranschlag 
bis zum Ablaul von 3 Wochen nach seiner Abgabe gebunden. 
Wird aufgrund des Kostenvoranschlages ein Auftrag erteilt, so darl der Gesamtpreis bei der Berechnung des Auftrags nur mit Zustimmung des 
Aullraggebers überschlillen werden. 
3. Wenn im Auttragschein Preisangaben enthalten sind, muß ebenso wie beim Koslenvoranschtag die Umsatzsteuer angegeben werden 
III. Fertigstellung 
1. Der Auftragnehme, isl verpllichlel, einen schriltlich als ve1bindlich bezeichnelen Fertigslellungstermin einzuhalten 
Ändert oder e1weilert sich de, Arbeitsumfang gegenüber dem ursprünglichen Auftrag, und lrill dadmch eine Verzögerung ein, dann hal de, 
Auftragnehmer unverzüglich unter Angabe der Gründe einen neuen Fertigstellungstermin zu nennen. 
2. Hält der Auftragnehmer bei Auftfägen, welche die lnslandselzung eines Kraftfahrzeuges zum Gegenstand haben, einen schrifllich verbindlich 
zugesagten Ferligstellungslermin länger als 24 Stunden schuldhaft nicht ein, so hal der Aultragnehme, nach seine1Wahl dem Auflfaggeber ein 
möglichst gleichwertiges Ersatzfahrzeug nach den jeweils hierfül gültigen Bedingungen des Auftragnehmers koslenlos zurVerfüguna zu slellen 
oder 80% der Kosten für eine tatsächliche Inanspruchnahme eines möglichst gleichwertigen Mietfahrzeuges zu erstatlen. Der Auftraggeber hat 
das Ersatz- oder Mietfahrzeug nach Meldung der Fertigstellung des Auftragsgegenstandes unverzüglich zurückzugeben; weitergehender 
Verzugsschadenersatz ist ausgeschlossen, außer in Fällen von Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit. Der Auftragnehmer ist auch für die während 
des Verzugs durch Zufall eintretende Unmöglichkeit der Leistung verantwortlich, es sei denn, daß der Schaden auch bei rechtzeitiger Leistung 
eingetreten sein würde. 
3. Bei gewerblich genutzen Fahrzeugen kann der Auftragnehmer statt der Zurverfügungstellung eines Ersatzfahrzeuges oder der Übernahme 
von Mietwagenkosten den durch die verzögerte Fertigstellung entstandenen Verdienstausfall ersetzen. 
4. Wenn der Auftragnehmer den Fertigstellungstermin infolge höherer Gewalt oder Betriebsstörungen z.B. durch Streik,Aussperrung,Ausbleiben 
von Fachkräften oder vonZulieferungen,ohne eigenes Verschulden nicht einhalten kann.besteht auf Grund hierdurch bedingterVerzögerungen 
keine Verpflichtung zum Schadenersatz. insbesondere auch nicllt zur Stellung eines Ersatzfahrzeuges oder zur Erstattung von Kosten für die 
tatsächliche Inanspruchnahme eines Mietfahrzeuges. Der Auftragnehmer ist jedoch verplichtet, den Auftraggeber Ober die Verzögerungen zu 
unterrichten.soweit dies möglich und zumutbar ist 
IV. Abnah11e 
1. Die Abnahme des Au1t1aggegenstandes durch den Auftraggeber erfolgt im Betrieb des Aultragnehmers, soweit nichts anderes vereinbart ist 
2. Der Auftraggeber komm! mit der Abnahme in Verzug, wenn er es schuldhaft versäumt, den Auftragsgegenstand innerhalb einer Woche nach 
Meldung der Ferligslellung und Aushändigung oder Übersendung de, Rechnung abzuholen und der Auftragnehmer ihn daraufhin gemahnt hat. 
Bei Reparalurarbeilen, die innerhalb eines Arbeilstages ausgefüh1t werden, ve1kürzt sich die Frist auf 2 Arbeilslage. 
3. Bei Abnahmeverrug kann der Aufuagnehme, die orlsübliche Aulbewahrungsgebühr berechnen. Der Aultragsgegensland kann nach Ermes­
sen des Auftragnehmers auch anderweitig aufbewahr! werden. Koslen und Gelahren der Aulbewahrung gehen zu Laslen des Aulliaggebe1s. 
V. Berechnung des Auftrages 
l In der Rechnung sind Preise oder Preisfaktoren für jede technisch in sich abgeschlossene Arbeilsleislung sowie lür verwendele Ersatzteile 
und Materialien jeweils gesondert auszuweisen. 
Wünscht der Aullraggebe1 Abholung oder Zustellung des Auftragsgegenstandes.erfolgen diese auf seine Rechnung und Gelah1.Die Haftung bei 
Verschulden bleibt unberührt. 
2. Wird der Aul\rag aufgrund eines verbindlichen Kostenvoranschlages ausgeführt, so genüg1 eine Bezugnahme auf den Kostenvoranschlag, 
wobei lediglich zusätzliche Arbeiten besonders aufzuführen sind 
3. Die Berechnung des Tauschpreises im Tauschverfahren setzt voraus, daß das ausgebaute Aggregat oder Teil dem Lieferumfang des Ersatz­
aggregats oder -teils entspricht und daß es keinen Schaden aufweist. der die Wiederaufbereitung unmöglich macht 
4. Die Umsatzsteuer geht zu Lasten des Auftraggebers 
5. Eine etwaige Berichtigung der Rechnung muß seitens des Auftragnehmers, ebenso wie eine Beanstandung seitens des Auftraggebers, 
schriftlich und spätestens 6 Wochen nach Zugang der Rechnung erfolgen 
VI.Zahlung 
1. Zahlungen sind bei Abnahme des Auftragsgegenstandes, spätestens jedoch innerhalb 1 Woche nach Meldung der Fertigstellung und Aushän­
digung oder Übersendung der Rechnung - ohne Skonto oder sonstige Nachlässe - zu leisten 
2. Zahlungen sind in bar oder durch Scheck unterVorlage einerScheckkarte zu leisten.Eine andereZahlungsweise,insbesondere dieEntgegen­
nahme von Schecks,deren Höhe die vom Aussteller der Scheckkarte garantierte Zahlung übersteigt.bedarf einer besonderen Vereinbarung. Eine 
Aufrechnung mit Gegenforderungen ist ausgeschlossen, es sei denn.es liegt ein rechtskräftigerTitel vor oder die Gegenforderung ist unbestrit­
ten. Ein Zurückbehaltungsrecht kann der Auftraggeber nur gellend machen, soweit es aul Ansprüchen aus diesem Vertrag beruhl 
3. Verzugszinsen werden mit 5% p.a. übe, den Diskontsalz der Deutschen Bundesbank berechnet Sie sind höher oder niedriger anzusetzen, 
wenn der AufUagnehme, eine Belaslung mit einem höheren Zinssatz oder der Auftraggeber eine geringere Belastung nachweist. 
4. Der Aullragnehmer Jst berechligl, bei Auftragserleilung eine angemessene VOrauszahlung zu verlangen. 
VII. Erwellertes Pfandrecht 
Dem Aufl1agnehmer slehl wegen seiner Forde1ung aus dem Aultrag ein verlragliches Pland1echt an den aulorund desAuflrages in seinen Besilz 
gelangten Gegenständen zu. 
Das vertragliche Pfandrecht kann auch wegen Fordewngen aus früher durchgelührlen Arbeiten, Ersatzteillielerungen und sonstigen Leistungen 
gellend gemach1 weiden, soweit sie mit dem Auft,agsgegenstand in Zusammenhang stehen. Für sonstige Ansprüche aus der Geschäftsverbin­
dung gilt das ver1ragliche Pfandrecht nur, soweit diese unbestritten sind oder ein rechtskräftigerntel vorliegt und de, Auft,agsgegenstand dem 
Auftraggeber gehört. 
VIII. Gew!hrleistung 
Der Auftragnehmer leistet für die in Auftrag gegebenen Arbeiten in folgender Weise Gewähr, wobei ein Anspruch auf Schadenersatz wegen Nicht­
er!Ullung bei Fehlen zugesicherter Eigenschaften unberührt bleibt: 
1. Nimmt der Auttraggeber den Auftragsgegenstand trotz Kenntnis eines Mangels ab, stehen ihm Gewährleistungsansprüche in dem in den 
Ziffern 2 bis 4 beschriebenen Umfang nur zu, wenn er sich diese bei Abnahme vorbehält. 
2. FUr nicht erkannte Mängel wird Gewähr geleistet, wenn der Mangel innerhalb von 12 Monaten seit Abnahme gemeldet wird 

1st der Auftraggeber eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen oder ein Kaufmann, bei dem 
der Auftragsgegenstand zum Betrieb seines Handelsgewe1bes gehör!, so endet die Gewährleistung bei KralUahrieugen mil einem zulässigen 
Gesamtgewicht von mehr als 2,8 t sowie bei Anhängern, Aggregaten und Spezialfahrzeugen mit Nebenanlrieb 6 Monate nach Abnahme. 
Mängel sollen dem Auftragnehmer unverzüglich nach ih1er Feststellung schriftlich angezeigt und genau bezeichnel werden; bei persönlichen 
Anzeigen händigt der Auftragnehmer dem Au11raggeber eine schriftliche Bestätigung über den Eingang der Anzeige aus. 
Natürlicher Verschleiß ist von der Gewährleistung ausgeschlossen 
3. Der Auftragnehmer behebt einen gewährleistungspf1ichtigen Mangel auf seine Kosten in seinem Betrieb. In folgenden Ausnahmefällen kann 
die Mängelbeseitigungvon einer anderen, dem Standort des Fahrzeugs näher gelegenen (der Vertriebsorganisation des Auftragnehmers ange­
hörenden) Fachwerkstatt durchgeführt werden 
- wenn das Fahrzeug infolge des Mangels betriebsunlähig geworden und mehr als 30 Kilometer vom Betrieb des Auftragnehmers entfernt ist. 
sofern der Auftragnehmer vorher zustimmt: 
- wenn ein zwingender Notfall vorliegt: der Auftraggeber ist jedoch verpflichtet. unverzüglich den Auftragnehmer hiervon unter Angabe der 
Anschrift des beauftragten Betriebes zu unterrichten. 
Die Nachbesserung er1olgt ohne Berechnung derjenigen Aufwendungen, die zum Zwecke der Nachbesse1ung erforderlich sind, insbesondere 
Transport-, Wege-, Arbeits- und Materialkosten. Ist der Auftraggeber eine juristische Person des 
öffentlichen Rechts oder ein öffenUich-rechtliches Sondervermögen oder ein Kaufmann, bei dem der Auftragsgegenstand zum Betrieb seines 
Handelsgewerbes gehört, werden die Abschleppkosten vom Aulhagnehmer nicht übernommen. 
4. Erlolgl in den Ausnahmefällen der Ziller 3 die Mängelbeseitigung in einer anderen (der Vertriebsorganistalion des Aultragnehmers angehö­
renden) Fachwerkslall,hat der Aufllaggeber in den Auftragsschein aulnehmen zu lassen,daß es sich um die Durchführung einer Mängelbeseiti­
gung des Aullragnehmers handelt und daß diesem ausgebaule Teile während einer angemessenen Frist zur Verfügung zu harten sind. Der 
Aullragnehme, isl zur E1slallung der dem Auftraggeber nachweislich enlslandenen Repa,alurkosten verpflichte\. Der Aullraggebe, isl verpllich­
lel, da1aul hinzuwi1ken, daß die Kosten für die Mängelbeseitigung möglichsl niedrig gehallen werden. 
5. Wenn der Auftragnehmer grob fahrlässig die Instandsetzung oder schuldha11 die Nachbesserung mangelhall ausführt, hat der Auflfaggeber 
ungeachtet etwaige, weitergehende, Ansprüche auch Ansprnch auf ein Ersatzlah,zeug ade, Erslallung der Koslen fü1 eine tatsächliche Inan­
spruchnahme eines Mietfahrzeugs im Umfang von Abschnitt III Ziff. 2. Bei gewerblich genutzten Fahrzeugen linde! außerdem die Bestimmung 
von Abschnitt 111 Zill. 3 entsprechende Anwendung. 
6. Schlägt Nachbesserung fehl. insbesondere wenn der Mangel nicht beseitigt werden kann oder für den Auf!raggeberwei\e1e Nachbesserungs­
versuche unzumutbar sind, kann der Au1traggebervom AuilragnehmerWandlung (Rückgängigmachung des Vertrages) oder Minderung (Herab­
setzung der Vergütung) oder bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit Schadenersatz verlangen. 
IX. Haflung 
1. Der Auftragnehmer haftet für Schäden und Verluste am Auftragsgegenstand und für den in Verwahrung genommenen zusätzlichen Wagenin­
halt, soweit ihn, seine gesetzlichen Vertreter oder seine Erfüllungsgehilfen ein Verschulden trifft. Die Haftung für den Verlust von Geld, Wertpapie­
ren (einschl. Sparbüchern, Scheckheften, Scheck-und Kreditkarten), Kostbarkeiten und anderen Wertsachen, die nicht ausdrücklich in Verwah­
rung genommen sind, ist - außer bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit- ausgeschlossen. 
2. Soweit der Auftragnehmer für Schäden und Verluste haftet, ist er bei einer Beschädigung des Auftragsgegenstandes zur kostenfreien Instand­
setzung verpflichtet. Ist diese unmöglich oder mit unverhältnismäßig hohen Kosten verbunden, ist der Wiederbeschaffungswert am Tag der 
Beschädigung oder des Verlustes zu ersetzen. 
Ferner ist der Au1tragnehmer zur Erstattung notwendiger Abschleppkosten und zum Ersatz etwaiger Personenschäden des Auftraggebers bis zur 
Höhe der gesetzlichen Mindestversicherungssumme für Personenschäden nach dem Pflichtversicherungsgesetz verpflichtet. Die Haftungsbe­
grenzung gilt nicht bei vorsätzlich oder grob fahrlässig verursachten Schäden. 
Bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit ist der Au1tragnehmer zusätzlich verpflichtet, nach seiner Wahl dem Au1traggeber nach den jeweils hierfür 
gültigen Bedingungen desAultragnehmers kostenlos ein möglichsl gleichwerliges Ersatz!ahrieug zur Verfügung zu stellen oder 80% der Kosten 
fü1 eine tatsächliche Inanspruchnahme eines möglichst gleichwertigen Mielfahrzeugs zu erstalten oder bei gewerblich genulzten Fahrzeugen 
den Ve1dienstauslall zu erselzen 
Oe, Aullraggebe, hal das Ersatz- oder Mietlahrzeug nach Meldung der Fertigslellung des Aullragsgegenstandes unverzüglich zmückzugeben. 
Bei vorliegen derVorausselzungen lür die Erslallung des 1/Jiederbeschaflungswertes kann der Aullraggeber die Slellung eines Ersalzlahrzeuges 
oder die Erstallung der Koslen für die Inanspruchnahme eines Mietfahrzeuges oder bei gewe,blich genutzlen Fah12eugen den Ersalz des 
Verdienstauslalls nur für die Zeit in Anspruch nehmen, die erforderlich ist, um sich unverzüglich ein dem Aullragsgegenstand vergleichbares 
Ersatzfahrzeug zu beschallen. 
3. Darüber hinaus wird Ersatz eines unmi\lelbaren oder mittelba1en Schadens des Ault,aggebers. gleich aus welchem Rechlsg,und, nur bei 
Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit des Auftragnehmers geleistet. Die Haftung bei Verzug des Auftragnehmers ist abschließend in Abschnitt III 
geregelt. Schadensersatzansprüche nach dem Gesetz über die Haltung für fehlerhafle· Produkte (ProdHaUG) bleiben unberührt. 
4. Die gesetzlichen Vertre1er,Erfüllungsgehilfen und Betriebsangehörigen des Auftragnehmers hallen gegenüber dem Auftraggeber nur in Fällen 
des Vorsatzes oder der groben Fahrlässigkeit 
5. Der Auftragnehmer hat etwaige Schäden und Verluste von Aullragsgegenständen, die sich in seiner Obhut befinden, unverzüglich dem 
Auftraggeber anzuzeigen 
Desgleichen ist der Auftraggeberverpflichtet. Schäden und Verluste, für die der Auftragnehmer aufzukommen hat. dem Auftragnehmer unverzüg­
lich nach ihrer Feststellung schritllich anzuzeigen und genau zu bezeichnen. Persönlich gellend gemachte Schäden und Verluste, für die der 
Auftragnehmer die Haftung anerkennt, sind vom Auftragnehmer dem Au1traggeber schriftlich zu bestätigen. 
X. Eigentumsvorbehalt 
Soweit eingebaute Zubehör-, Ersatzteile und Aggregate nicht wesentliche Bestandteile des Auftragsgegenstandes geworden sind, behält sich 
der Auftragnehmer das Eigentum daran bis zur vollständigen Bezahlung vor. 

XI. Schiedsstelle (Schledsgutachterverlahren) 
(Gilt nur für Fahrzeuge mit einem zulässigen Gesamtgewicht von nicht mehr als 2,8 t) 
1. Bei Streitigkeiten aus diesem Aul!rag kann der Auftraggeber oder, mit dessen Einverständnis, der Auftragnehmer die für den Auftragnehmer 
zusländige Schiedsstelle des Kraflfahrzeughandwerks anrufen. Die Anrufung muß schriltlich unverzüglich nach Kenntnis des Streitpunktes erfol­
gen. 
2. Durch die Anrulung de1 Schiedsstelle wird der Rechtsweg nichl ausgeschlossen. 
3. Durch die Anrulung der Schiedsstelle ist die Verjährung für die Dauer des Verfahrens gehemml 
4. Das Verlahren vor der Schiedsslelle richtel sich nach deren Geschälts· und Ve1fahrensordnung,die den Parleien aulVerlangen von de, Schied­
stelle ausgehändigt wird 
5. Die Amulung der Schiedsstelle isl ausgeschlossen, wenn bereils de, Rechtsweg beschritten ist Wird der Rechlsweg während eines Schieds­
stellenve,fahrens beschritten, ste11\ die Schiedsstelle ihre fäligkeil ein. 
6. Das Schiedsstellenverfahren ist lür den Auftraggeber kostenlos. 
XII. Gerichtsstand 
Für sämtliche ge9enwärtigen und zukünftigen Ansprüche aus der Geschäftsverbindung mit Vollkaulleuten einschließlich Wechsel- und Scheck­
forderungen ist ausschließlicher Gerichtsstand der Sitz des Auftragnehmers. Der gleiche Gerich1sstand gilt, wenn der Auftraggeber keinen allge­
meinen Gerichtsstand iffi Inland hat. nach Vertragsabschluß seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort aus dem Inland verlegt oder sein 
Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthaltsort zum Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt ist. 

Allgemeine Geschäftsbedingungen für Fahrzeug- und Metallackierbetriebe 
).Allgemeines 
1. Für die Annahme und Ausführung der erleillen Aullräge gelten ausschließlich die nachstehenden Bedingungen 
2. Abweichene Vereinbarungen und Geschäftsbedingungen sind nm verbindlich, wenn sie ausdrücklich ve,einbarl und schriltlich bestäligt sind. 
II.Auftragserteilung 
1. Mündliche Angebole binden den Auftragnehmer nicht, sie werden erst durch schriltliche Zusage ve1bindlich. 
2. Ein AuUrag wird auch mit der Unterzeichnung eines Aullragsscheines durch den Auftraggeber bindenO. Vermerkt der Ault1agnehmer aul 
Verlangen des Auftraggebers den voraussichtlichen Preis in diesem Auftragsschein. so gill dies nicht als verbindliche schrillliche Zusage.es sei 
denn. der Auftraggeber verlangt ausdrücklich einen verb\ndllchen Kostenvoranschlag. 
3. Nicht vereinbarte Arbeiten,Anderungen oder Erweiterungen des Auftrags sind nur mit Zustimmung des Auftlaggebers zulässig; sie brauchen 
nicht schritlich erteilt zu werden. 
4. Ein verbindlicher schriftlicher Kostenvoranschlag bindet den Auftragnehmer drei Wochen. Der veranschlagte Gesamtpreis darf dann in dei 
späteren Rechnung nicht ohne Zustimmung des Auftraggebers überschritten werden. 
5. Der Auftragnehmer kann für verbindliche Kostenvoranschläge eine angemessene Veroütung verlangen, wenn dies zuvorvereibart wurde. Wird 
der Auftrag innerhalb von drei Wochen nach Abgabe des Kostenvoranschlages erteilt. wird der Betrag mit dem Werklohn verrechnet 
III. Unleraulträge 
Der Auftragnehmer ist befugt.notwendige Unteraufträge zu erteilen. Er ist bemüht,den für die Auftraggeber annehmbarsten Nachunlernehmer zu 
beauftragen. Zur Durchführung der Arbeiten notwendige Überführungsfahrten gehen zu Lasten des Auftraggebers 
IV. Anlieferung 
1. Grundsätzlich hat der Auftraggeber das Fahrzeug oder andere zu bearbeitende Gegenstände zum vereinbarten Termin während der Betriebs­
zeiten in der Werkstatt des Auftragnehmers zu übergeben. Er hat autverdeckte Mängel hinzuweisen.die erkennbar im allgemeinen oderverbindli­
chen Angebot unberücksichtigt geblieben sind. Gleiches gilt für Mängel, die für den Auftragnehmer sonst erheblich sein könnten. 
2. Verspätete Anlieferung berechtigt den Au1traggeber nicht, auf zugesagten Fertigstellungsterminen zu bestehen 

3. Holl der Aul!Jagnehme, nach Vereinbarung das Fah,zeug oder andere zu bearbeitende Gegenstände beim Auftraggeber ab, so geschieht dies 
auf Kosten des Aullraggebe,s; lür Schäden haftel der Auftragnehmer nur bei Vorsalz und grober Fahlässigkeil. 
V. Lielerfristen und Lieferung 
1. Lielerlristen gelten vo1behalllich richtiger und 1echtzeilige1 Selbslbeliefe,ung, es sei denn, der Aullragnehmer hat sie schriftlich zugesagl 
Erhöht sich der Arbeitsumfang ode1 ände1t sich bei einer Lackierung der gewünschte Farbion gegenübe1 dem msprünglichen Auf!Jag und lrilt 
dadurch eine Verzögerung ein, nennt de, Aullragnehmer unverzüglich einen neuen Lieferlermin. 
2. Arbeitskämpfe und unvorhersehba1e, schwerwiegende E1eignisse, die der Autragnehmer nicht zu vertrelen hat wie hoheilliche Maßnahmen, 
\Jfrkehrsstörungen usw., befreien ihn für die Dauer ihrer Auswirkungen oder im Falle der Unmöglichkeit von de, Liele1frist. 
�. Das Fahrzeug bzw. andere zu bearbeitende GeQenstände sind vom Auftraggeber zum vereinba,ten Termin beim Auftragnehmer abzuholen. 
Überfüh1ungen zum Auftraggeber gehen zu dessen Lasten und Gelah,. Fristübe,schreitungen um mehr als drei Tage berechtigen den Aultrag­
nehmer, die ortsübliche Einstellgebühr für tageweise eingestelllle Fahrzeuge zu berechnen. Das Fahrzeug kann nach Ei messen des Aultragneh­
mers auch anderweitig zu üblichen Bedingungen ordnungsgemäß eingestelllt werden. 
VI. Abnahme 
Der Auftraggeber hat das Fahrzeug oder sonstige zu bearbeitende Gegenstände unverzüglich abzunehmen. Geschieht dies trotz ausdrücklichem 
Verlangen des Auftragnehmers nicht, so gilt die Leistung als abgenommen mit Ablauf von fünf Werktagen nach schriftlicher Mitteilung über die 
Fertigstellung der Leistung und Aufforderung zur Abnahme. Hat der Auftraggeber.oder wenn die Leistung vom Auftragnehmer als Nachunterneh­
men erbracht wurde, dessen Auftraggeber das Fahrzeug oder einen anderen zu bearbeitenden Gegenstand in Benutzung genommen, so gilt die 
Abnahme nach Ablauf von drei Werktagen nach Beginn der Benutzung als erfolgt, wenn nichts anderes vereinbart ist. 
VII. Zahlung 
1. Die Rechnung ist bei Abnahme der Leistung ohne Abzug fällig. Zahlungsziele müssen vereinbart sein 
2. Skontogewährung und sonstige Preisnachlässe haben zur Voraussetzung, daß das Konto des Auftraggebers sonst keine fcilligen Rechnungs­
beträge aufweist. Zahlungen werden auf die älteste Forderung gutgeschrieben 
3. Rechnungsregulierungen durch Scheck und Wechsel erfolgen zahlungshalber und bedürfen der Zustimmung des Verkäufers: Diskont, Wech· 
selspesen und -kosten trägt der Ault,aggeber. 

4. Der Aullragnehmer ist berechtigt, vom Auftraggeber, der Kaufmann im Sinne des HGB ist, vom Fälligkeitstage an, und vom Auftraggeber, der 
kein Kaufmann ist, ab Verzug Zinsen in Höhe der von ihm zu zahlenden Kreditkosten, mindestens aber von 2 % über Bundesbankdiskont zu 
fordern. 
5. Der Aultraggeber verzichtet darauf, ein Zurückbehaltungsrecht aus lrüheren oder anderen Geschäften der laufenden Geschäftsverbindung 
gellend zu machen. Die Aulrechnung von Gegenlordemngen ist nur insoweit zulässig, als diese unbestrilten oder rechtskräftig festgestellt sind. 
6. Der Aullragnehme, isl berechligt, Vorauszahlungen bis zur Höhe des voraussichtlichen Rechnungsbetrages zu fordern. 
7. Stellt sich nachlräglich heraus, daß der vereinbarle E1folg wegen versleckter Mängel des Aullragsgegenstandes nicht meichl weiden kann, 
so sind die bis zu diesem Zeilpunkl geleisteten Teilarbeiten voll zu vergüten. 
VIII. Zurückbahallungsrechl und Pfandrecht 
1. Der Auttragnehme, kann sich so lange weigern.das Fahrzeug oder sonstige zu bearbeitende Gegenstände herauszugeben, bis alle seine fälli­
gen Forderungen gegen den Auftraggeber erfüllt sind. Dabei isl es gleichgüllig, ob die Forderungen auf den gegenwärtigen oder aul frühe,en 
Vertragsverhäl!nissen oder laufenden Geschäftsbeziehungen beruhen. 
2. ln gleichem Umfang steht dem Auftragnehmer ein vertragliches Pfandrechl zu 
IX. Eigentumsvorbehalt, ersetzte Teile 
1. Verkaufte Ware, auch wenn sie eingebaut ist bleibt bis zur völligen Bezahlung des Kaufpreises sowie aller Forderungen aus den gesamten 
Geschäftsverbindungen Eigentum des Auftragnehmers 
2. Wenn nichts anderes schriftlich vereinbart wurde, gehen ersetzte Teile in das Eigentum des Auftragnehmers über 
X. Gew!hrleistung 
1. Werden auf ausdrücklichen Wunsch des Auftraggebers Arbeiten nur behelfsmäßig ausgeführt (z.B. sog. Verkaufslackierungen) oder hat der 
Aultraggeber das Fahrzeug oder den zu bearbeitenden Gegenstand selbst zur Lackiemng vorbereitet, bescllränkt sich die Gewährleistung 
ausschließlich auf die Lackierung als solche, und nicht auf Aussehen und Schaden wegen mangelhaftem Untergrund 
2. Die Obliegenheiten der§§377, 378 HGB gelten mit der Maßgabe, daß der Auftraggeber.der Kaufmann im Sinne des HGB ist, alle erkennbaren, 
und der Auftraggeber, der kein Kaufmann ist, alle offensichtlicllen Mängel binnen 10 Werktagen nach Ablieferung, in jedem Fall aber vor der 
Weiterveräußerung oder dem Einbau schriftlich anzuzeigen hat; Transportschäden sind umgehend mitzuteilen und schriftlich zu bestätigen. 
3. Nimmt der Auftraggeber die Leislung trotz Kenntnis eines Mangels ab, stehen ihm die Gewährleistungsansprüche nur dann zu, wenn er sie 
sich vorbehalten hat. 
4. Die Gewährleistung beschränkl sich aul die Verpflichlung des Auftragnehmers, auf seine Kosten den Mangel in seinem Betrieb zu beheben. 
Ausnahmsweise kann der Mangel von einer anderen Fachwerkstall behoben werden, wenn ein Fahmug infolge des Mangels betriebsunlähig 
gewo,den isl und meh, als 30 km zum Belrieb geschleppl weiden muß. Vor Aullragsel!eilung isl der Aullragnehmer zu benachrichtigen. Er kann, 
solem dies dem Auf11aggeber zuzumulen isl, den Transport des Fahrzeuges auf seine Koslen zur Repa,atm in die eigene Werkslatl verlangen. 
Weitergehende Schadenersalzansprüche sind ausgeschlossen, es sei denn, sie beruhen aul Vorsalz oder grobe, Fahrlässigkeil des Auflragneh­
me,s oder seiner E1füUungsgehillen. 
5. Schlägt die erforderliche Nachbesse,ung lehl od. erlorderl sie einen unverhällnismäßigen Aufwand od. wird sie bis zum Ablauf einer vom 
Auftraggeber gesetzten Nachfrist nicht ausgelührl. so kann der Auftraggeber He,absetzung des Werklohnes (Minde,ung) od. Rückgängigma­
chung des Vert,ages {Wandlung) verlangen. 
5. Unwesentliche, zumutbare Abweichungen in der Auslührung berechtigen nichl zu Beanstandungen.es sei denn, die Einhaltung von Farbton­
genauigkeit, Glanzgrad u. a. ist ausdrücklich vereinbar! worden. 
XI. Haflung 
1. Der Auftragnehmer haftet nicht auf Schadenersatz, für Vertragsstrafen oder entgangenen Gewinn, es sei denn, sie beruhen auf einer vorsätzli­
chen oder grob fabrlässigen Vertragsverletzung des Auftragnehmers oder seines gesetzlichen Vertreters oder Erfüllungsgehilfen 
2. Der Auftragnehmer haltet nicht für den Verlust od. die Beschädigung des Wageninhalts, soweit dieser ihm nicht ausdrück!. zur Verwahrung 
übergeben worden ist. 
3. Der Auftragnehmer haftet nicht für den Verlust oder Schäden an Fahrzeugen oder anderen bearbeiteten Gegenständen, die zum vereinbarten 
oder angekündigten Liefertermin nicht abgeholt wurden und für die keine Einstellgebühr berechnet wird 
XII. Gerichtssland 
Sind beide Vertragsparteien Vollkaufleute, so ist ausschließlicher Gerichtsstand der Geschäftssitz des Auftragnehmers. Bei Klagen gegen Nicht· 
kaufleute ist deren Wohnsitz Gerichtsstand 


